
Indexed in  
EMBASE/Excerpta Medica/BIOBASE/SCOPUS

P.b.b. 02Z031117M,  Verlagsort : 3003 Gablitz, Linzerstraße 177A/21  Preis: EUR 10,–

Krause & Pachernegg GmbH • Verlag für Medizin und Wirtschaft • A-3003 Gablitz

Neurologie, Neurochirurgie  
und Psychiatrie

Zeitschrift für Erkrankungen des Nervensystems

Journal für

www.kup.at/ 
JNeurolNeurochirPsychiatr

Homepage:

www.kup.at/ 
JNeurolNeurochirPsychiatr

Online-Datenbank  
mit Autoren- 

und Stichwortsuche

Psychiatrische Erkrankungen und

Wirtschaftskrisen

Berghofer G, Psota G

Journal für Neurologie

Neurochirurgie und Psychiatrie

2014; 15 (3), 147-151

https://www.kup.at/jneurolneurochirpsychiatr
https://www.kup.at/jneurolneurochirpsychiatr


2026
7.–10. Juni
AACHEN

©
 e

ng
el

.a
c–

st
oc

k.
ad

ob
e

Joint Meeting with the Belgian Society and the Dutch 
Society of Neurosurgery and Neurosurgeons of Luxembourg

Personalisierte Neurochirurgie – digital, kompetent, vernetzt

dgnc-kongress.de

Deutsche Gesellschaft für Neurochirurgie
77. Jahrestagung

Registrieren 
Sie sich jetzt!

Werfen Sie einen 
Blick ins Programm!

https://dgnc-kongress.de/


J NEUROL NEUROCHIR PSYCHIATR 2014; 15 (3)

Psychiatrische Erkrankungen und Wirtschaftskrisen

147

Psychiatrische Erkrankungen und Wirtschaftskrisen
G. Berghofer, G. Psota

 Einleitung

„Wenn die Krise tötet“, „Wirtschaftskrise: Selbstmordwelle
erschüttert Italien“ oder „Suizid als letzter Schritt“. Dies sind
nur einige der reißerischen Titel, mit denen Medien die aktu-
ellen Ereignisse in Europas verschuldeten Staaten beschrei-
ben. Einen Zusammenhang zwischen wirtschaftlichen Kri-
senzeiten und der Häufung von Selbstmorden hat erstmals der
französische Soziologe Émile Durkheim (1858–1917) in sei-
ner Studie „Le suicide“ belegt [1]. In einer empirischen Ana-
lyse von Selbstmordstatistiken in europäischen Ländern kam
er zum Schluss, dass nur die Zugehörigkeit zu einem Berufs-
verband die Integration des Einzelnen in die Gesellschaft dau-
erhaft fördern könne.

Untermauert werden die Ergebnisse Durkheims durch die
Weltwirtschaftskrise in den 1930er-Jahren, die mit dem Zu-
sammenbruch der New Yorker Börse am 24. Oktober 1929
begann. Diese Krise führte weltweit zu schweren volkswirt-
schaftlichen Einbrüchen und zu massiver Arbeitslosigkeit. In
den USA fielen zwischen 1929 und 1932 die industrielle Pro-
duktion um 46 %, die Großhandelspreise um 32 % und der
Außenhandel um 70 %, während die Arbeitslosenrate um
607 % stieg. Auch in Europa kam es zu ähnlich negativen Ent-
wicklungen. Zugleich mit hoher Arbeitslosigkeit und sozialer
Not stiegen die Suizidraten. Während in den USA die durch-
schnittliche Suizidrate vor der „Großen Depression“ bei 12
pro 100.000 Einwohner lag, sprang diese im Jahr des Börsen-
crashs auf alarmierende 18 [2]. In Deutschland stieg die
durchschnittliche Suizidrate mit der Wirtschaftskrise von 20
auf > 40 [3].
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Auch psychische Erkrankungen wie Depressionen und
Angstzustände steigen in wirtschaftlich schlechten Zeiten [4].
Menschen mit einer psychischen Erkrankung gehören zu den
von Wirtschaftskrisen am meisten betroffenen Personen und
sind daher besonders suizidgefährdet. Sind diese Zusammen-
hänge von wirtschaftlichen Krisenzeiten und erhöhten Sui-
zidraten weltweit einheitlich beobachtbar? Gibt es Unter-
schiede zwischen sozio-ökonomisch höher und weniger hoch
entwickelten Ländern? Wie kann man dem Zusammenhang
von Wirtschaftskrise und psychosozialem Leid effektiv entge-
genwirken? Der vorliegende Artikel liefert einen Überblick
wissenschaftlicher Ergebnisse zum Thema Finanzkrise und
psychische Gesundheit und beantwortet diese Fragen.

 Arbeitslosigkeit und psychische Erkran-

kung

Eine bedeutende empirische Studie über die Auswirkungen
von Arbeitslosigkeit auf die psychische Gesundheit stellt die
als „Die Arbeitslosen von Marienthal“ bekannt gewordene
Arbeit von Marie Jahoda und Felix Lazarsfeld dar [5]. Kurz
vor Beginn der Weltwirtschaftskrise der 1930er-Jahre war ein
ganzes Dorf aufgrund der Schließung der einzigen ortsansäs-
sigen Fabrik arbeitslos geworden. Die Ergebnisse der 3-jähri-
gen Begleitstudie werden als „müde Gemeinschaft“ beschrie-
ben: Das gesamte Ortsleben in Marienthal war durch eine tief
resignierte Haltung, Verelendung, sozialen Rückzug, Apathie
und Depression geprägt.

Ökonomische Krisen stellen also hohe Risiken für die psychi-
sche Gesundheit nicht nur Einzelner dar. Bereits armuts-
gefährdete und manifest arme Menschen sind am stärksten
von der materiellen Not und sozialen Benachteiligung durch
Krisen betroffen. Arbeitslose und Jugendliche ohne Berufs-
perspektive sind ebenfalls stark gefährdet, psychische Proble-
me zu entwickeln, wie eine umfassende Metaanalyse belegt
[6]. Verglichen mit Berufstätigen wiesen Arbeitslose wesent-
lich mehr psychische Symptome wie Depression, Angstzu-

Kurzfassung: Es besteht ein enger Zusammen-
hang von wirtschaftlichen Krisen und erhöhten
Raten an Arbeitslosigkeit mit psychischen Er-
krankungen wie Depressionen, Angstzuständen,
Schlafstörungen und Alkoholismus sowie erhöh-
ten Suizidraten. Gleichzeitig gibt es wirkungs-
volle Maßnahmen, diesen schädlichen Gesund-
heitsauswirkungen von Wirtschaftskrisen effek-
tiv entgegenzuwirken. Dazu gehören soziale
und finanzielle Absicherungsprogramme, arbeits-
marktpolitische Förderangebote, Unterstützungs-
maßnahmen für Familien und Entschuldungs-
programme. In Wirtschaftskrisen vorgenommene
Kürzungen im Gesundheitswesen führen hinge-
gen zu einer Verschlechterung der gesundheitli-
chen Versorgung und längerfristig zu erhöhten
Gesundheitskosten. Um negativen gesundheitli-

chen Auswirkungen von Wirtschaftskrisen effek-
tiv vorzubeugen, sollte daher präventiv in den
Ausbau psychosozialer Angebote und medizini-
scher wie therapeutischer Versorgungseinrich-
tungen mit niederschwelligem Zugang investiert
werden.

Schlüsselwörter: Wirtschaftskrise, Arbeitslo-
sigkeit, psychische Erkrankung, Suizid, Gesund-
heitspolitik

Abstract: Psychiatric Disorders and Eco-
nomic Crises. A close association exists be-
tween economic crises and increased rates of
unemployment, psychiatric disorders (eg, de-
pression, anxiety disorders, sleep disorders, and
alcoholism), and suicide. At the same time, ef-
fective measures to counteract harmful health

outcomes of economic crises exist. These mea-
sures include social and financial welfare serv-
ices, labour market programmes, family support
programmes, and debt relief programmes. By
contrast, reductions of public health budgets in
economic crises lead to a deterioration of health
care services and to increased health costs in the
long run. Thus, in order to effectively counteract
the negative health outcomes of economic cri-
ses, preventive strategies should include the ex-
pansion of psychosocial offerings and of medical
and therapeutic health care services with low
access thresholds. J Neurol Neurochir
Psychiatr 2014; 15 (3): 147–51.
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Anstieg der Selbstmorde zu verzeichnen ist und alleine 2008
die Selbstmorde um 53,9 % sprunghaft anstiegen [15].

Mit den Bankenkrisen in Spanien in den 1970er- und 1980er-
Jahren erhöhte sich sowohl die Arbeitslosenrate als auch die
Suizidrate. Letztere fiel, als auch die Arbeitslosenrate wieder
sank [16].

Bis 2008 war die Suizidrate in Großbritannien sowohl für
Männer als auch für Frauen über 2 Jahrzehnte hin rückläufig.
Zwischen 2008 und 2010 wurde eine stärkere Zunahme an
Suizidfällen registriert, als aufgrund vergangener statistischer
Trends zu erwarten gewesen wäre. Eine um 10 % gestiegene
Arbeitslosigkeit ging bei Männern mit einer um 1,4 % erhöh-
ten Selbstmordrate einher [17].

Nicht nur in Europa und in den USA war in Zeiten höherer
Arbeitslosigkeit ein Anstieg der Suizidraten zu beobachten:
Während der asiatischen Wirtschaftskrise (1997/1998) stieg
die durchschnittliche jährliche Suizidrate in Japan um 39 %,
in Hongkong um 44 % und in Korea um 45 % [18]. Mit dem
Zusammenbruch des politischen Systems der Sowjetunion
und dem damit verbundenen wirtschaftlichen Niedergang
kam es ebenso zu einem raschen Anstieg der Sterbefälle um
bis zu 20 % [19].

Eine kürzlich publizierte Analyse der Zahlen von 10 WHO-
Regionen über die vergangenen 30 Jahre untermauert den
Zusammenhang zwischen kaufkraftadjustierten Wirtschafts-
leistungen und Suizidraten [20]. Richtung und Stärke dieses
Zusammenhangs zeigten sich jedoch abhängig vom jeweili-
gen Entwicklungsstand eines Landes. Aus den bedeutsamen
Unterschieden zwischen Entwicklungs- und Industrieländern
ergibt sich die Notwendigkeit jeweils verschiedener Maßnah-
men zur Prävention von Suiziden. Während zur Senkung von
Suizidraten in weniger entwickelten Ländern die Deckung
von Grundbedürfnissen sowie die Reduktion sozio-ökonomi-
scher Ungleichheiten im Vordergrund stehen sollten, sind in
bereits entwickelten Ländern der Ausbau psychosozialer und
medizinischer Modelle sinnvolle präventive Maßnahmen,
schließen die Autoren.

All diese Studien belegen eindrucksvoll den engen Zusam-
menhang von steigender Arbeitslosigkeit und erhöhten Sui-
zidraten. Einige Länder konnten diesen Kreislauf jedoch
durch wirkungsvolle soziale Programme unterbrechen. So
wirken sich zum Beispiel in Deutschland seit den 1980er-Jah-
ren die Arbeitslosenzahlen nicht mehr auf die Suizidraten aus
[3]. Auch in Schweden und Finnland führte die steigende Ar-
beitslosigkeit durch die Bankenkrise der 1990er-Jahre zu kei-
nem erhöhten Suizidrisiko in der Bevölkerung. Dieser positi-
ve Effekt wird den Wohlfahrtssystemen dieser Staaten mit ih-
ren sozialen und finanziellen Absicherungsprogrammen zu-
geschrieben [16].

Auch die Betrachtung europaweiter Daten zur jüngsten
Finanzkrise (Finnland, Griechenland, Irland, Niederlande,
Österreich, UK, Tschechien, Ungarn, Litauen und Rumänien)
ergibt ein ähnliches Bild [21]: In allen inkludierten EU-Län-
dern stiegen mit Beginn der Finanzkrise 2007/2008 die Ar-
beitslosigkeit und die Suizidrate – mit Ausnahme von Öster-

stände, psychosomatische Probleme und verringerten Selbst-
wert auf. Wie diese Metaanalyse zeigt, korreliert Arbeitslosig-
keit mit psychischen Problemen und dürfte diese auch we-
sentlich verursachen. Personen, die bereits an einer psychi-
schen Erkrankung leiden, tragen ein doppeltes Risiko: Sie
haben im Vergleich zu Menschen ohne psychische Erkran-
kung ein größeres Risiko, arbeitslos und damit auch arm zu
sein [7], und sie haben ein höheres Suizidrisiko [8].

Auch in Österreich haben vor allem Arbeitslose und vermehrt
auch Jugendliche psychische Störungen wie Angstzustände,
Schlafstörungen und Depressionen. So waren im Jahr 2011
etwa 900.000 Österreicher wegen psychischer Probleme in
Behandlung. Die Hälfte davon befand sich im erwerbsfähigen
Alter. Von 2009 auf 2011 stiegen die Zahl der Krankenstände
aus psychischen Gründen um 22 % und der Verbrauch von
Psychopharmaka um 17 %. Mittlerweile sind psychische Er-
krankungen die häufigste Ursache für eine Invaliditäts-
pension; 44 % dieser Frühpensionen gehen auf psychische
Probleme zurück [9].

 Arbeitslosigkeit und Suizidraten

Der Verlust des Arbeitsplatzes bedeutet daher nicht nur eine
existenzielle Bedrohung, sondern führt auch zu gesundheitli-
chen Problemen. Die Folgen können depressive Entwicklun-
gen und die Flucht in Suchtverhalten wie Alkoholkonsum
sein [10], welches häufig suizidalen Krisen vorausgeht. Be-
sonders bei Männern zeigt sich ein Zusammenhang zwischen
erhöhtem Alkoholkonsum und vermehrten Suiziden [11].

Der Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Suizid-
raten ist in der wissenschaftlichen Literatur wiederholt belegt.
Hingegen geht ein höherer sozio-ökonomischer Standard mit
niedrigeren Suizidraten einher [12, 13]. Studien zu Finanz-
krisen, insbesondere in den in Europa gegenwärtig am meis-
ten betroffenen Ländern wie Griechenland und Italien, bestä-
tigen diesen Zusammenhang.

So hat die Finanzkrise Griechenland mehr getroffen als jedes
andere europäische Land. Von Mai 2008 bis Mai 2011 stieg
die Arbeitslosigkeit bei Erwachsenen von 6,6 % auf 16,6 %;
die Jugendarbeitslosigkeit erreichte im gleichen Zeitraum
sogar 40,1 %. Die Anzahl der Suizide stieg von 2007 auf 2009
um 17 % und von 2010 auf 2011 um 40 % [14].

Eine systematische Analyse der Daten des Statistikamtes in
Italien zeigt, dass seit Beginn der Wirtschaftskrise 2008 ein

Factbox: Definition Armut
Als armutsgefährdet gelten Personen, die in einem Haus-
halt mit niedrigem Einkommen leben. Wenn solche Haus-
halte ihre Grundbedürfnisse nicht mehr stillen können,
spricht man von manifester Armut. Diese nimmt in Öster-
reich langfristig zu und hat heute einen Höchststand er-
reicht: 6 % der Armutsgefährdeten sind manifest arm. Die
Armutsgefährdungsquote ist in Österreich seit Jahren kon-
stant und liegt bei rund 12 %; das sind zwischen 912.000
und 1,096.000 der österreichischen Bevölkerung [Quelle:
Statistik Austria, 2010].
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reich. Das ist ein unerwartetes Ergebnis, wenn man annimmt,
dass so wie Österreich auch Finnland über ein gut ausgebau-
tes Wohlfahrtssystem verfügt. Es muss daher weitere pro-
tektive Faktoren geben, die vor Suiziden schützen. Eine
jüngst durchgeführte Studie zeigt, dass der Grund für die seit
1987 kontinuierlich sinkenden Suizidraten in Österreich nicht
nur in sozialen und finanziellen Absicherungsprogrammen
begründet liegt. So hat zum Beispiel die Verschärfung des
Waffengesetzes zur Reduzierung der Suizidraten beigetragen.
Auch einer geregelten medialen Berichterstattung über Suizi-
de in Bezug auf die Prävention von Nachahmungstaten kommt
eine besondere Rolle zu [22, 23].

Insbesondere jedoch scheint die steigende Verfügbarkeit psy-
chosozialer und therapeutischer Versorgungsstrukturen das
Sinken der Suizidraten in Österreich positiv zu beeinflussen
[22]. Seit 1987 sanken die Suizidzahlen am stärksten in Wien,
das über ein gut ausgebautes psychosoziales Netzwerk ver-
fügt. So wurden zum Beispiel in den 8 regionalen Ambulato-
rien der Psychosozialen Dienste Wien (PSD) im Jahr 2011
fast 7000 Patienten mit mehr als 142.000 Einzelleistungen
versorgt. Zusätzlich betreute die 24-stündige Soforthilfe des
PSD im Jahr 2011 allein etwa 4500 Patienten (mit rund
16.000 Einzelleistungen) in Krisen und Notfällen. Der Zu-
gang zu den regionalen ambulanten Einrichtungen des PSD
ist niederschwellig, die Behandlung ist kostenfrei [24] und
somit sozial Benachteiligten und psychisch stark beeinträch-
tigten Menschen leicht zugänglich (Tab. 1).

 Auswirkungen der Finanzkrise auf den

Gesundheitssektor

Die Qualität der Gesundheitsversorgung hat sich in den euro-
päischen Staaten, die von der Finanzkrise besonders betroffen
sind (Italien, Griechenland, Spanien), sowie in den ehemali-
gen Ostblockstaaten verschlechtert. Nationale Gesundheits-
budgets wurden gekürzt, Einrichtungen geschlossen und Un-

Tabelle 1: Lebensumstände der PSD-Patienten (2011)

Patienten (n = 6819; 142.216 Einzelleistungen) %

Zivilstand
Ledig 53
Verheiratet 22
Geschieden 23

Wohnsituation
Alleine 44
Mit Familie 44

Erwerbssituation
Berufstätig 15
Arbeitslos/Notstandsbezieher 30
Pensionist 29

Einkommenshöhe
Kein Einkommen 14
Unter ASVG-Einzelrichtsatz (€ 793,–) 55
1–2-facher Richtsatz 26

PSD: Psychosoziale Dienste Wien; ASVG: Allgemeines
Sozialversicherungsgesetz
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der Streetworkprogramme geschlossen. Kürzungen im grie-
chischen Gesundheitswesen um bis zu 40 % führten zum Ab-
bau von Gesundheitspersonal, langen Wartezeiten und medi-
kamentöser Unterversorgung. Immer mehr Menschen meiden
daher den Besuch niedergelassener Arztpraxen und ambulan-
ter Gesundheitseinrichtungen. Die Aufnahmen in öffentli-
chen Spitälern steigen hingegen stark an [14].

Kürzungen der Gesundheitsbudgets führen also zu negativen
Konsequenzen in der gesundheitlichen Versorgung, welche
psychisch kranke Menschen in besonderem Ausmaß treffen.
Zu den Folgen dieser Entwicklung zählen eine Unterver-
sorgung psychisch kranker Menschen und damit eine steigen-
de Zahl Unbehandelter, deren Erkrankungen zu chronifizie-
ren drohen oder im Suizid enden.

 Schlussfolgerungen

Studien aus Ländern wie Schweden, Österreich und Deutsch-
land zeigen, dass politische, psychosoziale und arbeitsbezo-
gene Maßnahmen die negativen Auswirkungen von Wirt-
schaftskrisen wirksam abfedern können. Arbeitsmarktpoli-
tische Programme, die Arbeitnehmer in Beschäftigungsver-
hältnissen halten, diese wiedereingliedern oder umschulen,
können psychische Symptome signifikant reduzieren [6] und
Suizidraten senken [16].

Unterstützende Maßnahmen für betroffene Familien (zum
Beispiel finanzielle Unterstützung bezüglich Miete, Nah-
rungsmittel, Hilfsmaßnahmen in der Kinderbetreuung, ge-
setzlich vorgeschriebene Mindestlöhne, Teilzeitarbeitsmög-
lichkeiten und Entschuldungsprogramme) können die negati-
ven Auswirkungen einer Rezession ebenfalls verringern hel-
fen.

Der erhöhte Bedarf an finanziellen Mitteln für medizinische
Ausgaben und psychosoziale Einrichtungen in Wirtschafts-
krisen steht entgegengesetzt zu den Sparprogrammen und
Finanzierungsbeschränkungen vieler Länder aufgrund der
Verschuldung. Werden Sozialleistungen in Zeiten großen Be-
darfs gekürzt, so wirkt sich das kontraproduktiv auf die Ge-
sundheitsversorgung aus: Psychische Gesundheitsprobleme
in der Bevölkerung verschärfen sich und langfristig entstehen
Mehrkosten im Gesundheitswesen.

Um die mit Wirtschaftskrisen einhergehenden gesundheitli-
chen Probleme in der Bevölkerung zu vermeiden, müssen
Gesundheitsausgaben für Betroffene leistbar bleiben und eine
niederschwellige medizinische Grundversorgung gewährleis-

tet sein. Wirtschaftskrisen können psychische Krisen auslö-
sen, zu vermehrten psychischen Erkrankungen führen und
bestehende psychische Erkrankungen verstärken. Deshalb
sind alle im Gesundheitswesen Tätigen gefordert. Einerseits
müssen psychische Störungen rechtzeitig erkannt und behan-
delt werden. Eine frühe Diagnostik und rechtzeitige Zuwei-
sung zu Experten ist notwendig. Andererseits müssen bei
bereits bestehender psychischer Erkrankung der Einfluss
wirtschaftlicher Krisen auf die subjektive Befindlichkeit und
Lebensqualität der Patienten bedacht und entsprechende me-
dikamentöse und psychosoziale Behandlungsmaßnahmen ge-
troffen werden. Wie internationale Studien zeigen, kann auf
institutioneller Ebene eine flächendeckend gut ausgebaute
psychosoziale Versorgung mit niederschwelligen Behand-
lungseinrichtungen die negativen Auswirkungen von Wirt-
schaftskrisen verhindern helfen.

 Relevanz für die Praxis

Wirtschaftskrisen sind mit Arbeitslosigkeit verbunden. In
der Bevölkerung führen sie zu einer Zunahme an psychi-
schen Erkrankungen (zum Beispiel Depressionen, Angst-
und Schlafstörungen, psychosomatische Probleme), ver-
mehrtem Alkoholkonsum und höheren Suizidraten. Bereits
bestehende psychische Erkrankungen werden durch Wirt-
schaftskrisen weiter verstärkt.

Um den negativen Kreislauf zwischen wirtschaftlicher und
persönlicher Krise zu durchbrechen, sind neben arbeits-
marktpolitischen Programmen und unterstützenden sozia-
len Maßnahmen für Familien gesundheitspolitische Maß-
nahmen zu treffen, die einen niederschwelligen Zugang zu
medizinischen und psychosozialen Einrichtungen gewähr-
leisten. Rechtzeitiges Erkennen von psychischen Erkran-
kungen und deren fachgerechte Behandlung helfen, psy-
chische Leidenszustände zu verringern, mögliche Chroni-
fizierungen psychischer Erkrankungen abzuwenden und
Suizidraten zu senken. Flächendeckende psychosoziale
Versorgungsstrukturen und Hilfsangebote, die leicht zu-
gängig, bedarfsgerecht und leistbar sind, können den nega-
tiven Folgen von Wirtschaftskrisen effizient entgegenwir-
ken.

 Interessenkonflikt
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